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Einleitung 

Vom 14. bis 16. September 2005 fand bei der Generalversammlung der Vereinten Nationen in New York ein Gipfeltref-
fen der Staats- und Regierungschefs statt. Auf der Tagesordnung standen Schritte zur Reform der Vereinten Nationen sowie 
Schlussfolgerungen aus der bisherigen Umsetzung der Millenniumserklärung aus dem Jahr 2000.  

 

 

 

Im Vorfeld diktierte in Deutschland das Ringen 
um einen deutschen Sitz im UN-Sicherheitsrat 
die Debatte um die Reform der Vereinten 
Nationen. In den Hintergrund gerieten dabei 
andere konzeptionelle und institutionelle Re-
formvorhaben, die für die Zukunft der Welt-
organisation von zentraler Bedeutung sind. 

Die Stiftung Entwicklung und Frieden, Bonn, 
und die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten 
Nationen, Berlin, veranstalteten vor diesem Hin-
tergrund gemeinsam mit dem Global Policy 
Forum Europe eine Fach- und Medientagung 
mit dem Titel „Vor dem UN-Reformgipfel“. Am 
1. September 2005, zwei Wochen vor der Gene-
ralversammlung in New York, sollte Experten 
und Medienvertretern die Gelegenheit gegeben 
werden, sich über die aktuelle Position der deut-
schen Bundesregierung sowie über Forderungen 
der Zivilgesellschaft zu informieren und diese zu 
diskutieren. Der Fokus der Veranstaltung rich-
tete sich auf die Felder „Wirtschaft und Sozi-
ales“, „Frieden und Sicherheit“ sowie „Men-
schenrechte“. Der folgende Bericht gibt einen 

Überblick über die zentralen Aussagen und Dis-
kussionen dieser Veranstaltung. Da auch nach 
dem UN-Gipfel die Mehrzahl vor allem der 
institutionellen Reformvorhaben in ihrer Ausge-
staltung völlig unklar sind und ein Entscheid in 
vielen Fällen bis zum Jahresende aufgeschoben 
wurde, bleiben die folgenden Verhandlungs-
positionen und Debatten zu einer UN-Reform 
weiterhin aktuell.  

Prof. em. Franz Nuscheler eröffnete die 
Tagung und gab einen kurzen Überblick über die 
zu diskutierenden Themen. Bedauerlich sei die 
Konzentration der Medien auf den Deutschen 
Sitz im Sicherheitsrat. Diese Tagung sollte darü-
ber hinaus gehen und sich mit allen anderen 
ebenso wichtigen Fragen, wie zum Beispiel der 
Peacebuilding Commission, dem Menschen-
rechtsrat, der Reform des Wirtschafts- und 
Sozialrates (ECOSOC) sowie den Millenniums-
entwicklungszielen (MDGs), auseinander setzen. 
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Teil 1:  Es geht nicht nur ums Geld: Die Entwicklungsagenda des UN-
Gipfels 

Im Zentrum des entwicklungspolitischen Teils der Reformdiskussionen stand und steht die Frage, was die Regierungen tun 
müssen, um die Millenniumsentwicklungsziele (MDGs) bis zum Jahr 2015 zu verwirklichen. Dabei geht es vor allem um 
die verbindliche Erhöhung der öffentlichen Entwicklungshilfe (ODA), die Verbesserung der Qualität und Effektivität der 
Hilfe, weitere Entschuldungsinitiativen für die hochverschuldeten Länder sowie Handelserleichterungen. Das Millenniumpro-
jekt der Vereinten Nationen unter Leitung von Jeffrey Sachs hatte dazu in einem Report Anfang des Jahres umfassende 
Vorschläge vorgelegt. Im Rahmen der EU und der G8 wurden bereits erste Vorentscheidungen für eine Erhöhung der 
ODA und die Streichung multilateraler Schulden gefällt. Neue Finanzierungsinstrumente, insbesondere international koor-
dinierte Steuern und der britische Vorschlag für eine Internationale Finanzfazilität (IFF), werden weiterhin heftig disku-
tiert. Überschattet von den Auseinandersetzungen über die Reform des Sicherheitsrates bemühen sich die Vereinten Nationen 
auch um Reformen im Wirtschafts- und Sozialbereich. Wie können die notwendigen öffentlichen Entwicklungshilfemittel zur 
Finanzierung der MDGs mobilisiert werden? Wie sind die bisherigen Vorentscheidungen (z.B. der Stufenplan der EU zur 
ODA -Erhöhung) zu bewerten? Reicht die Initiative des G8-Gipfels von Gleneagles zur Entschuldung einiger hochverschul-
deter armer Länder aus? Würde die Reform des ECOSOC hin zu einem „Forum für Entwicklungszusammenarbeit“ oder 
seine Ersetzung durch einen „Rat für Globale Entwicklung und Umwelt“ eine substanzielle Aufwertung der UN in diesem 
Bereich bedeuten? Zu diesen und weiteren Fragen nahmen Frau Dr. Ursula Schäfer-Preuss, Abteilungsleiterin im Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, und Peter Mucke, Geschäftsführender Vorstand von 
terre des hommes, Stellung.  

 

 
Peter Mucke, Jens Martens, Dr. Ursula Schäfer-Preuss (v.l.n.r.) 

Jens Martens vom Global Policy Forum 
Europe, der die erste Veranstaltungsrunde 
moderierte, bekräftigte, dass im Zentrum des 
UN-Gipfels in New York nicht die Reform des 
Sicherheitsrates stehe. Genauso wenig ginge es 
aber 'nur ums Geld', d.h. um mehr Entwick-
lungshilfe für den Süden. Auf der Tagesordnung 

stünden eine Reihe anderer Themen, darunter 
Schuldenerlass, neue Finanzmechanismen (z.B. 
globale Steuern) und die Wiederbelebung des 
ECOSOC.  

Dr. Ursula Schäfer-Preuss, sah es als primäre 
Aufgabe des anstehenden Gipfels an, Bilanz zu 
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ziehen, wie weit die Welt auf dem Wege der 
Umsetzung der Millenniumserklärung gekom-
men sei. Dazu gehöre natürlich auch die Ver-
wirklichung der MDGs. Zudem ginge es bei dem 
Gipfel um die organisatorische und strukturelle 
Reform der VN. Dass die Reform des Sicher-
heitsrates nicht schon vor dem Gipfel erreicht 
werden konnte, bedauerte Schäfer-Preuss; nun 
müsse man nach konstruktiven Lösungswegen 
suchen.  

Eindrucksvoll seien jedoch die Erfolge, die be-
reits in der Vorbereitung auf den Gipfel erzielt 
wurden. Trotz starker Haushaltszwänge werde 
Deutschland mit den anderen „alten“ Mitglied-
staaten der EU dazu beitragen, bis zum Jahr 
2010 0,51% und bis zum Jahr 2015 0,7% des 
Bruttosozialproduktes (BSP) den Entwicklungs-
ländern zu Verfügung zu stellen. Zudem habe 
die G8 im Juli vereinbart, bis 2010 die Entwick-
lungshilfe für Afrika zu verdoppeln und die noch 
ausstehenden multilateralen Schulden der in 
Frage kommenden hoch verschuldeten armen 
Ländern beim IWF, der IDA und der Afrika-
nischen Entwicklungsbank zu 100% zu erlassen. 
Wichtig sei die Zusage zusätzlicher Mittel für die 
Verwirklichung dieser Entschuldungsmaß-
nahmen, damit die Kapazität der Internationalen 
Finanzinstitutionen nicht verringert werde. 
Schäfer-Preuss kritisierte, dass der dritte Ent-
wurf des Abschlussdokuments zum Gipfel die 
Bedeutung der MDGs, wie sie in den Berichten 
von Jeffrey Sachs („Investing in Development“) 
und von Kofi Annan („In Larger Freedom“) 
betont wurde, nicht ausreichend widerspiegele. 
Teilweise würde er sogar hinter den aktuellen 
Diskussionstand zurückfallen. Ambitiös sei der 
Entwurf des Abschlussdokuments nur in den 
Bereichen ODA und Schuldenerlass. 

Insgesamt sei es unstrittig, dass erheblich 
größere Anstrengungen zur Erreichung der 
MDGs nötig seien. „Nun ist es an den Entwick-
lungsländern, Zeichen zu setzen, dass sie die 
Verantwortung für die Entwicklung ihrer Länder 
übernehmen“ betonte Schäfer-Preuss. Um die 
MDGs zu erreichen, seien Partizipations- und 
Menschenrechte unabdingbare Voraussetzung. 
In diesem Punkt bliebe die Abschlusserklärung 
noch hinter der Millenniumsdeklaration zurück. 
Gänzlich unerwähnt blieben in dem Abschluss-
dokument die PRSP-Prozesse und unzureichend 
thematisiert seien Frauenrechte, Demokratie, 
Good Governance und Friedensentwicklung, 
aber auch die Bedeutung der Mobilisierung 

interner Ressourcen für die Armutsbekämpfung. 
Vor allem die Zusammenhänge zwischen all 
diesen Fragen seien kaum angesprochen. Im Ab-
schnitt über Afrika seien diese Defizite beson-
ders deutlich. Im Bereich Umwelt bliebe das 
Dokument noch hinter der Debatte der G8 
zurück. Trotz all dieser Schwächen würde das 
Dokument anscheinend den USA noch zu weit 
gehen.  

Positiv äußerte sich Schäfer-Preuss zu den 
Vorschlägen über eine UN-Reform im dritten 
Entwurf des Abschlussdokuments. Sie erwähnte 
positiv die Anerkennung der zentralen Rolle der 
Generalversammlung als Beratungs- und politik-
formulierendes Organ, die zumindest ansatz-
weise Stärkung des ECOSOC und den vorge-
schlagenen Pilotprozess zu freiwilligen „peer 
reviews“. Der Entwurf des Abschlussdokuments 
sei alles in allem eine brauchbare Verhandlungs-
grundlage. Schäfer-Preuss hielt die Probleme im 
Bereich der Sicherheitsratsreform für nicht ver-
allgemeinerbar und zeigte sich zuversichtlich, 
dass tragfähige Konsenslösungen in anderen 
Bereichen gefunden werden.  

Peter Mucke eröffnete seine Rede mit der 
Aufforderung, sich nicht allein mit den US-
Änderungsvorschlägen zum Abschlussdokument 
des Gipfels zu befassen. Die Hauptthemen des 
Gipfeltreffens drohten so aus dem Blick zu 
geraten. Der Erfolg dürfe nicht nur daran ge-
messen werden, wie weit die amerikanischen 
Änderungsvorschläge abgewehrt, sondern vor 
allem daran, inwiefern die ursprünglichen Ziele 
erreicht werden könnten.  

Von zivilgesellschaftlichen Organisationen 
werde der diesjährige Gipfel als historische Gele-
genheit angesehen. Eine internationale Allianz 
von NGOs habe in großem Maße dazu beige-
tragen, die Millenniumsentwicklungsziele ins 
öffentliche Bewusstsein zu bringen. Deutsche 
NGOs hätten sich im Rahmen vom „Verband 
Entwicklungspolitik deutscher Nichtregierungs-
organisationen“ (VENRO) an der weltweiten 
Kampagne gegen Armut beteiligt. Unter dem 
Motto „Deine Stimme Gegen Armut“ forderten  
sie mehr Gerechtigkeit im Welthandel, weitere 
Schuldenstreichungen, eine substantielle Erhö-
hung der Quantität und Qualität der Entwick-
lungshilfe, sowie verstärkte nationale Anstren-
gungen (in den Entwicklungsländern selbst) zur 
Armutsbekämpfung und Verwirklichung der 
MDGs. Mit der Stellungnahme "Wort halten – 
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Mehr deutsches Engagement für die Millen-
niumsentwicklungsziele!" habe VENRO einen 
umfassenden Katalog von Forderungen an die 
Bundesregierung formuliert. Zu den konkreten 
Anliegen der NGOs gehöre die Verabschiedung 
eines verbindlichen Stufenplans zur Erhöhung 
der ODA auf 0,7 Prozent des BSP bis zum Jahr 
2015, die Einführung innovativer Finanzierungs-
instrumente, insbesondere einer Kerosinsteuer 
und/oder einer Abgabe auf Flugtickets sowie 
einer Devisentransaktionssteuer und ein 100pro-
zentiger Schuldenerlass der multilateralen 
Schulden der HIPC-Länder sowie die Einrich-
tung eines internationalen Insolvenzverfahrens. 
Mucke verlangte außerdem mehr Gerechtigkeit 
im Welthandel, unter anderem durch die Been-
digung unfairer Handelspraktiken der Industrie-
länder (u.a. Exportsubventionen im Agrar-
bereich); und die Reform des ECOSOC bzw. die 
Schaffung eines neuen „Economic and Social 
Security Council“, der das zentrale Koordi-
nations- und Entscheidungsgremium für 
Wirtschafts-, Sozial-, Umwelt- und Menschen-
rechtsfragen auf globaler Ebene bilden sollte. 

Grundsätzlich stellte Mucke fest, dass Initiativen 
parallel zu Gipfeln wie die der „Lula-Gruppe“ 
oftmals viel in Bewegung setzen. Er konstatierte 
drei Fortschritte, die bereits vor dem eigent-
lichen UN-Gipfel erzielt wurden: Erstens, die 
Verabschiedung eines verbindlichen ODA-
Stufenplans durch die EU, der nun auch für 
Deutschland gültig ist; zweitens, die Entschei-
dung beim G8-Gipfel in Gleneagles, die 
multilateralen Schulden von 18 der hochver-
schuldeten armen Entwicklungsländer beim 
Internationalen Währungsfonds (IWF) und der 
Afrikanischen Entwicklungsbank zu streichen, 

was allerdings bei weitem noch nicht ausreichen 
würde; drittens, einen erfreulichen Wandel in der 
Haltung der Bundesregierung zu innovativen 
Finanzierungsinstrumenten (Kerosinsteuer bzw. 
Flugticketabgabe), dem jedoch noch entspre-
chende Taten der Bundesregierung beim Gipfel 
folgen müssten.  

In der Diskussion wurden unter anderem 
folgende Themen zur Sprache gebracht:  

§ der Wert eines verbindlichen ODA-Stufen-
planes angesichts eines möglichen Regie-
rungswechsels in Deutschland. Schäfer-
Preuss bestätigte, dass dieser Stufenplan auf 
europäischer Ebene festgelegt worden sei 
und damit auch für die neue Bundesregie-
rung verbindlich wäre. 

§ Sorgen über den möglichen Erfolg der 
amerikanischen Änderungsvorschläge zum 
Entwurf des Abschlussdokuments; hier ver-
wies Schäfer-Preuss darauf, dass auch die 
Gruppe der 77 (G 77) Positionen habe, die 
den Verhandlungsprozess erschwerten.  

§ die Feststellung, dass die mangelnde 
Beteiligung der NGOs an dem Verhand-
lungsprozess einen Rückschritt gegenüber 
den Weltkonferenzen der 1990er Jahre 
darstellte;  

§ die Sorge, dass mit der Umgestaltung des 
ECOSOC zum ‚MDG-Rat‘ Fragen der 
Menschenrechte sowie Fragen der Armut 
und sozialen Entwicklung im Norden im 
ECOSOC nicht mehr behandelt würden 
und das Gremium damit noch weiter an 
Bedeutung verlieren könnte.  
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Teil 2: „Die UN als Krisenmanager und Garant von Sicherheit? Reformvor-
schläge und ihre Erfolgsaussichten“ 

Dieser Veranstaltungsteil konzentrierte sich auf zwei Reformfelder, die sich primär auf das Bedrohungsszenario inner- und 
zwischenstaatlicher Konflikte beziehen. Zum einen ging es um Grundsätze für die Anwendung von militärischer Gewalt, die 
sowohl das Recht auf Selbstverteidigung von Staaten als auch humanitäre Interventionen betreffen. Das vom UN-
Generalsekretär eingesetzte Expertengremium (UN-High Level Panel) wie auch der Generalsekretär selbst plädierten in 
ihren Berichten dafür, dass ein Staat das Recht auf Selbstverteidigung auch dann hat, wenn eine unmittelbare Bedrohung, 
aber noch kein direkter Angriff vorliegt. Bei lediglich potenziellen Gefahren kann demnach ausschließlich der UN-
Sicherheitsrat präventiv tätig werden. Kofi Annan unterstützt ausdrücklich auch den Ansatz einer kollektiven Schutzver-
antwortung der Staaten in Fällen schwerster Menschenrechtsverletzung. Umstritten ist aber, ob die VN auch bei der latenten 
Gefahr von Verbrechen wie Völkermord militärisch eingreifen dürfen bzw. müssen. Zum anderen schlagen beide Berichte im 
institutionellen Bereich die Erweiterung des UN-Sicherheitsrats und die Einrichtung einer Peacebuilding-Kommission vor. 
Letztere soll Länder beim Übergang vom Krieg zum dauerhaften Frieden unterstützen. Wann sind Staaten und wann die 
UN zur Anwendung von militärischer Gewalt autorisiert? Unter welchen Umständen sollten präventive Militäraktionen 
mit Mandat des Sicherheitsrates erlaubt sein, wenn überhaupt? Wie müsste der UN-Sicherheitsrat umstrukturiert werden, 
um repräsentativer und gleichzeitig arbeitsfähig zu sein? Welche Kernfunktionen könnte eine UN-Peacebuilding-Kommission 
übernehmen und wo sollte sie im UN-Institutionengefüge eingegliedert sein? Auf diese Fragen gingen Hans-Joachim Daerr, 
Leiter der Abteilung Globale Fragen, Vereinte Nationen, Menschenrechte und humanitäre Hilfe im Auswärtigen Amt und 
Dr. Tanja Brühl, Vorstandsvorsitzende des Global Policy Forum Europe, in ihren Statements ein.  

 

 

Dr. Tanja Brühl,  Dr. Michèle Roth, Hans-Joachim Daerr (v.l.n.r.)

Einleitend schilderte Dr. Michèle Roth, 
Geschäftsführerin der Stiftung Entwicklung und 
Frieden, die verschiedenen bisherigen Vor-
schläge zur Sicherheitsratsreform, darunter die 
Vorstellungen in Kofi Annans Bericht „In 
Larger Freedom“ und im Bericht des „High-

Level Panels on Threats, Challenges and 
Change“. Zunächst lud sie die Referenten ein, 
sich zu den verschiedenen Modellen einer 
Sicherheitsratsreform zu äußern. 
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Hans-Joachim Daerr betonte hierzu, die G4 
[Brasilien, Deutschland, Indien und Japan] 
hätten den bislang besten Vorschlag zur Reform 
des Sicherheitsrates vorgelegt. Es sei jedoch da-
rüber bisher nicht zu einer Abstimmung in der 
Generalversammlung gekommen. Vor dem 
Gipfel sei damit nicht mehr zu rechnen, der Vor-
schlag der G4 sei vorläufig „eingefroren“ wor-
den. Nach dem Gipfel müsse es aber so schnell 
wie möglich zu einer Einigung kommen. Bei 
Widerstand von Seiten der USA und Chinas 
komme es absolut auf den Block der 53 afrika-
nischen Staaten an, betonte Daerr. Unter diesen 
sei aber ein Konsens offensichtlich nicht mög-
lich. Auf die Frage, ob andere Modelle als Alter-
native denkbar seien, betonte Daerr die Schwä-
chen der anderen Reformvorschläge. So sei das 
sogenannte ‚Modell B‘ mit „halbständigen“ 
Sitzen abstrakt, nicht im Interesse der unter-
repräsentierten Nationen und daher auch letzt-
lich von niemandem aufgegriffen worden.  

Dr. Tanja Brühl konstatierte einführend: „Es 
gibt einen weltweiten Konsens, dass der UN-
Sicherheitsrat reformiert werden muss.“ Sie 
schilderte ihre Idealvorstellungen einer solchen 
Reform. Denn nur auf Grundlage der lang-
fristigen Vision eines transparenteren, legiti-
meren und effektiveren Sicherheitsrates könnten 
die richtigen Zwischenschritte auf dem Weg 
dorthin definiert werden. Brühl betonte die 
Spannung zwischen Effizienz und Demokratie 
als grundsätzlichen Zielkonflikt im Sicher-
heitsrat. Undemokratisch seien vor allem zwei 
Faktoren: die ständigen Sitze der P 5 und deren 
Veto-Recht, da eine Abwahl der permanenten 
Mitglieder nicht möglich sei. Brühl sah darin vor 
allem ein Argument gegen weitere ständige Mit-
glieder und widersprach damit dem Modell, das 
Daerr zuvor propagiert hatte. Langfristig sollte 
sich der Sicherheitsrat aus regionalen Sitzen – 
eventuell institutionalisiert durch regionale Se-
kretariate –  zusammensetzen. Brühl begrüßte 
deswegen auch die Idee eines EU-Sitzes. 
Reformbedarf bestehe aber auch in der Arbeits-
weise des Sicherheitsrates: Notwendig seien z.B. 
öffentliche Sitzungen mit entsprechend zugäng-
lichen Sitzungsprotokollen, um mehr Transpa-
renz zu gewährleisten. Denn ein Problem der 
nichtständigen Mitglieder sei ihr fehlendes insti-
tutionelles Gedächtnis, z.B. in Form von Sit-
zungsprotokollen voriger Jahre. Ohne die not-
wendige Unterstützung blieben nichtständige 
Mitglieder so etwas wie „Touristen“ im Sicher-
heitsrat. Die deutschen Reformvorschläge 

würden diese Fragen gar nicht ansprechen. Brühl 
unterstrich, dass zwischen einer umfassenden 
Reform und einer bloßen Erweiterung zu unter-
scheiden ist. Die Idee der ‚Uniting for Consen-
sus‘-Koalition, die Wiederwahlmöglichkeit der 
nichtständigen Mitglieder einzuführen, sei posi-
tiv. Auch deswegen sollte man nicht alle Re-
formmodelle außer Modell A (in der diese Mög-
lichkeit nicht auftaucht) ablehnen.  

Die zweite Frage von Michèle Roth bezog sich 
auf das grundsätzliche Problem, wann staatliche 
bzw. zwischenstaatliche Gewalt zum Schutz der 
Zivilbevölkerung eingesetzt werden dürfe. Dem 
dritten Entwurf des Abschlussdokuments zum 
UN-Gipfel zufolge seien die jetzigen Regelungen 
der UN-Charta dafür im Grunde ausreichend. 

Daerr unterstützte die Ansicht, dass die zwei in 
der UN-Charta vorgesehenen Ausnahmen vom 
generellen Gewaltverbot – das Selbstverteidi-
gungsrecht und kollektive Maßnahmen bei der 
Bedrohung des Weltfriedens – auch angesichts 
der aktuellen Bedrohungen ausreichend seien. 
Auch die USA würden diese Position vertreten.  

Brühl sah das neue Konzept der „Responsibilty 
to Protect“ als grundsätzlich positive Entwick-
lung und als Ausdruck einer veränderten Selbst-
wahrnehmung der VN an. Der ausschließliche 
Fokus auf die Staaten würde durch den Fokus 
auf die Bevölkerung, und damit den Schutz des 
Individuums, ergänzt. Dennoch berge der An-
satz auch Probleme: Sie nannte zum einen die 
Gefahr des Aufweichens des Gewaltverbotes, 
zum anderen die Gefahr, unter dem Vorwand 
von Responsibility to Protect die nationale Sou-
veränität eines Landes zu untergraben. So hätten 
Staaten wie Indonesien und Syrien die Sorge 
ausgedrückt, dass dieses Prinzip zu einem ver-
mehrten Einsatz von Gewalt führen könnte. 
Dieses Problem könne theoretisch durch die 
strikte Beachtung der fünf Kriterien der Gewalt-
anwendung, die vom High Level Panel formu-
liert wurden, gelöst werden. In der Praxis 
bestünden aber Zweifel, wie diese Kriterien 
tatsächlich eingesetzt würden. Brühl hinterfragte 
auch, ob eine Normveränderung überhaupt 
notwendig sei. Letztlich sei der politische Wille 
ausschlaggebend; ohne diesen helfe eine neue 
Norm nicht viel weiter. In jedem Fall müsse man 
sich weiterhin mehr auf die Krisenprävention 
und den Aufbau entsprechender Frühwarn-
systeme konzentrieren. 
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Zum dritten Themenkomplex – der Einrichtung 
einer Peacebuilding Commission – sagte Daerr, 
dies sei ein richtiger Schritt, um eine institu-
tionelle Schwachstelle zwischen Friedensschaf-
fung und Entwicklungshilfe in der jetzigen UN-
Struktur zu überwinden. Er betonte die 
beeindruckende Einigkeit unter den UN-Mit-
gliedern bei diesem Thema. Er hoffe, dass die 
Kommission bis Jahresende funktionsfähig sein 
könne. Bei der Eingliederung in die UN-Struk-
turen könne es sinnvollerweise nur auf eine 
Doppelanbindung hinauslaufen.  

Auch Brühl befürwortete die Peacebuilding-
Kommission. Sie wies darauf hin, dass momen-
tan ca. 50 Prozent aller Friedensabkommen 
innerhalb von fünf Jahren gebrochen würden. 
Die Kommission sei genau die richtige Antwort, 
um dem entgegen zu wirken. Sie machte aber 
mehr Kontroversen bei der Ausgestaltung des 
Konzeptes aus als Daerr. Vor allem Entwick-
lungsländer kritisierten die geplante Zusam-
mensetzung der Kommission. Sie befürchteten 
eine Dominanz der P5 des Sicherheitsrates und 
einiger reicher Industrieländer. Problematisch sei 
außerdem, dass in den bisherigen Vorschlägen 
für die neue Kommission die Zivilgesellschaft, 
und insbesondere die Rolle der Frauen bei der 
Friedenskonsolidierung, nicht berücksichtigt 
werde. Zudem seien die Entscheidungsprozesse 
noch unklar, ebenso wie die Frage der Ansied-
lung der neuen Kommission (zwischen 
ECOSOC und Sicherheitsrat, bei der General-
versammlung etc.). 

In der Diskussion wurden unter anderem 
folgende Themen angesprochen: 

§ Es wurde erneut kritisiert, dass die Ver-
handlungen im Vorfeld des UN-Gipfels 
hinter verschlossenen Türen stattfän-
den; Daerr sah dagegen keinen „Rück-
fall in Geheimnistuerei“, sondern beton-
te den besonderen Charakter des 
Gipfels gegenüber den Weltkonferen-
zen.  

§ Es sei weiterhin unklar, welche Autorität 
die Peacebuilding-Kommission haben 
soll; Daerr betonte nochmals, dass einen 
solche Kommission ein Fortschritt 
wäre, sie aber gleichzeitig nicht ohne 
Alternativen sei, wie beispielsweise die 
Erfahrungen in Afghanistan gezeigt 
hätten. 

§ Im Kontext der Sicherheitsratsreform 
wurde über die zwangsläufige Spannung 
zwischen dem Realisierbaren und dem 
Idealen diskutiert. Brühl hielt an einer 
weitreichenden Vision für eine Reform 
fest, während Daerr idealistische Vor-
stellungen eher als eigentliche „Reform-
verhinderer“ bewertete.  

§ Es wurde gefragt, ob das Konsens-
prinzip in den Vereinten Nationen 
angesichts der gegenwärtigen Position 
der USA nicht durch ein Abstimmungs-
verfahren ersetzt werden sollte; als Bei-
spiel für alternative Entscheidungsver-
fahren wurde das Prinzip der doppelten 
Mehrheit der Globalen Umweltfazilität 
genannt. 
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Teil 3: Menschenrechte besser schützen: Wege zu mehr Glaubwürdigkeit 
und Effizienz im UN - System 

Nach unbestreitbaren Erfolgen bei der Normsetzung hat sich die Menschenrechtskommission (MRK) in den vergangenen 
Jahren zunehmend als unfähig erwiesen, systematische Menschenrechtsverletzungen zum Beispiel in China, Tschetschenien, 
dem Iran oder Guantánamo überhaupt zum Thema ihrer Beratungen zu machen. Um die „schwindende Glaubwürdigkeit 
und abnehmende Professionalität“ der MRK wiederherzustellen, forderte Kofi Annan in seinem Bericht „In größerer Frei-
heit“ die Staatengemeinschaft auf, die Kommission abzuschaffen und durch einen permanent tagenden Menschenrechtsrat zu 
ersetzen. Dieses Konzept, das mit einer Aufwertung der Menschenrechte für die Vereinten Nationen insgesamt verbunden ist, 
hatte überwiegend Zustimmung erfahren, so unter anderem vom US-Kongress, der eine Beendigung sämtlicher Aktivitäten 
der MRK fordert. Die konkreten Vorstellungen von einem Menschenrechtsrat sind aber noch sehr vage entwickelt. Wie 
positioniert sich die Bundesregierung bei der Ausgestaltung des Menschenrechtsrates, was schlagen zivilgesellschaftliche Ak-
teure wie das Forum Menschenrechte vor? Welche Elemente der alten MRK sollten übernommen werden? Welche Rolle 
können zivilgesellschaftliche Opferverbände und Menschenrechtsgruppen künftig spielen? Welche Vorstellungen bestehen zur 
Reform der Vertragsorgane? Welche Rolle soll das Hochkommissariat für Menschenrechte neben dem Menschenrechtsrat und 
den reformierten Vertragsgremien spielen? Zu diesen Fragen äußerten sich Tom Koenigs, Beauftragter der Bundesregierung 
für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe, und Barbara Lochbihler, Generalsekretärin von amnesty international Deutsch-
land. 

 

 

 
Barbara Lochbihler, Dr. Beate Wagner, Tom Koenigs (v.l.n.r.)

Dr. Beate Wagner, Generalsekretärin der 
Deutschen Gesellschaft für die Vereinten 
Nationen, eröffnete den dritten Teil mit einer 
kurzen Darstellung der Idee des Menschen-
rechtsrats, der die gegenwärtige Menschenrechts-
kommission ersetzen soll. Kofi Annan hatte in 
seinem Bericht In Larger Freedom drei Freiheiten 
unterschieden: „Freiheit von Not““, „Freiheit 
von Furcht“ und „Freiheit, in Würde zu leben“. 

Dem würde die Gliederung der VN in die drei 
Räte Sicherheitsrat, ECOSOC und 
Menschenrechtsrat entsprechen. Das Thema 
Menschenrechte sei auch im jetzigen Diskurs 
über Sicherheit relevant, da die Verletzung der 
Menschenrechte auch eine Bedrohung der 
staatlichen Sicherheit darstelle und der Schutz 
der Menschenrechte als wichtiges Element im 
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‚Responsibilty to Protect‘-Konzept angesehen 
würde. 

Tom Koenigs schilderte die potenzielle Ausge-
staltung eines Menschenrechtsrats. Die Gleich-
rangigkeit aller Menschenrechte sei dabei ein 
weitgehend akzeptierter Grundsatz. Kritisiert 
würde die mögliche Politisierung des Rates. 
Ungeklärt seien Fragen der Mitgliedschaft. Im 
Grunde müsse der Menschenrechtsrat von drei 
Eigenschaften geprägt sein: Legitimität, Transpa-
renz und Effizienz. Wichtig sei es, die positiven 
Aspekte der bisherigen Menschenrechtskom-
mission beizubehalten, wie z.B. die Beteiligung 
und Zusammenarbeit mit NGOs, die Arbeits-
mechanismen sowie der Sitz in Genf.  

Statt bei der Generalversammlung angesiedelt zu 
sein, sollte der Menschenrechtsrat langfristig zu 
einem eigenständigen Charta-Organ werden. 
Koenigs schlug eine fünfjährige Periode vor, in 
der der Rat seinen institutionellen Sitz bei der 
Generalversammlung haben sollte. Danach sollte 
über seine Aufwertung gesprochen werden.  

Die USA würden einen eher kleineren Rat mit 
30 Mitgliedern bevorzugen, während die anson-
sten debattierte Größe des Rates bei 30 – 50 
Vertretern läge. Nach Ansicht von Koenigs sei 
eine größere Mitgliederzahl nicht grundsätzlich 
problematisch, solange die Effizienz der Arbeits-
weise sichergestellt sei. Der Rat solle möglichst 
bis Ende diesen Jahres eingerichtet sein. Ob das 
neue Gremium ausreichend finanziert werde, 
könne man zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht 
voraussagen.  

Das Konzept eines Peer-Review-Berichts für 
jedes Mitglied des Menschenrechtsrates sei viel 
versprechend. Es sei besonders interessant, weil 
diese Berichte möglicherweise dazu beitragen 
könnten, die häufig einseitige Kritik an der Men-
schenrechtslage in Ländern des Südens auszu-
gleichen und die Menschenrechtsprobleme der 
Länder des Nordens ins Blickfeld zu rücken.  

Barbara Lochbihler bezog sich in ihrem 
Beitrag auf das Problem der Glaubwürdigkeit 
des Menschenrechtsschutzes und auf Kriterien, 
mit denen dieser verbessert werden könnte. Die 
drei zentralen Aspekte der Menschenrechte seien 
die Gleichrangigkeit, die Universalität und der 
Aspekt der menschlichen Sicherheit. Zum letz-
ten Punkt deutete  Lochbihler auf ein zentrales 
Problem im Rahmen des Anti-Terror-Kampfes 

hin: Viele Regierungen würden die Menschen-
rechte dem Kampf gegen den Terror unter-
ordnen. Dies bedeute für den Schutz der Men-
schenrechte einen erheblichen Rückschritt.  

Amnesty international unterstütze den Vorschlag 
zur Schaffung eines Menschenrechtsrates, der 
aber noch präzisiert werden müsse. Dies gelte 
z.B. für den Zeitrahmen bis zur Gründung und 
das genaue Mandat des neuen Rates. 

Lochbihler bedauerte ausdrücklich den Ände-
rungsvorschlag der US-Regierung, jeden Hinweis 
auf den Internationalen Strafgerichtshof aus dem 
Abschlussdokument des UN-Gipfels zu strei-
chen. Sie begrüßte die bisherige Arbeit des 
Präsidenten der Generalversammlung Jean Ping, 
drückte aber ihre Sorge aus, dass die Vorschläge 
zum Menschenrechtsrat bei den weiteren Ver-
handlungen noch geschwächt werden könnten.  

Außerdem betonte sie, der neue Menschen-
rechtsrat könne nur effektiv arbeiten, wenn das 
Menschenrechtssystem der UN ausreichend 
finanzielle Unterstützung erhalte. Momentan sei 
für die kommenden fünf Jahre eine Verdop-
plung der jetzigen Ressourcen des UNHCHR 
vorgesehen. Dies sei aber lediglich das absolute 
Minimum. Besser wäre eine Verdreifachung des 
Menschenrechtsbudgets der UN.  

Mit den jetzigen Plänen für die institutionelle 
Ansiedlung des neuen Menschenrechtsrates sei 
man nicht vollständig zufrieden. Obwohl es für 
den Rat möglicherweise hilfreich sei, zunächst 
der Generalversammlung untergeordnet zu sein, 
solle er lieber bereits in zwei statt erst in fünf 
Jahren zu einem Hauptorgan der UN umge-
wandelt werden. Außerdem müsse man unbe-
dingt allen Ländern die Chance bieten, sich an 
der Arbeit des Rates zu beteiligen. Deswegen sei 
es nicht sinnvoll, den Rat zu klein zu halten.  

Lochbihler stimmte mit Koenigs überein, dass 
man die guten Elemente der Arbeit der Men-
schenrechtskommission übernehmen solle. Die 
Sonderberichterstatter und Unterorgane seien 
sehr wichtige Elemente im Menschenrechts-
system der UN. Es sei darüber hinaus natürlich 
wichtig, dass NGOs die gleichen Partizipations-
rechte im Rat wie bisher in der Kommission 
hätten. Auch deswegen sei der Sitz des Rates in 
der Schweiz wichtig, da die Einreisebestimmun-
gen in die USA wesentlich restriktiver seien. 
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In der Diskussion wurden unter anderem 
folgende Themen angesprochen: 

§ Die Sorge, dass die Produktion von wei-
teren Menschenrechtsberichten durch 
die UN  dazu führen könnte, dass die 
Berichte, die jetzt schon regelmäßig er-
scheinen, nicht ausreichend beachtet 
würden, und dass sich die Arbeit auf in-
effiziente Weise doppeln würde;  

§ die Frage der Arbeitsteilung zwischen 
dem ECOSOC und dem Menschen-
rechtsrat;  

§ die Sorge, dass die Differenzen über die 
Kriterien der Mitgliedschaft im Men-
schenrechtsrat einen Konsens noch ver-
hindern könnten. 

 

 

Ausblick: „Die Zukunftsagenda: Demokratisierung der UN“ 

In seinem Schlusswort befasste sich Dr. 
Christoph Zöpel MdB, Vorsitzender der 
DGVN, mit dem Thema Demokratisierung der 
UN. Drei wichtige Elemente von Demokratie 
seien Legitimation, Kontrolle und die Realisie-
rung der Menschenrechte. Er hinterfragte 
skeptisch, inwieweit die Vereinten Nationen 
gemessen an diesen Kriterien heute eigentlich 
demokratisch sind.  

Zöpel erklärte seine Unterstützung für visionäre 
Reformvorschläge und plädierte für eine Parla-

mentarisierung der UN durch die Einrichtung 
einer Parlamentarischen Versammlung. Deren 
Aufgabe wäre es unter anderem, den Sicher-
heitsrat zu überwachen. Als Vorläufer dazu 
könne die Interparlamentarische Union ange-
sehen werden, die bereits vor über einem 
Jahrhundert gebildet wurde. Zöpel zeigte auch 
die Möglichkeit auf, die globalen Regionen nach 
dem Vorbild Indiens oder der EU föderativ zu 
gestalten, um so kleinen UN-Mitgliedstaaten als 
Föderationsmitglieder Einfluss in einer multi-
polaren Ordnung zu bieten.  

 


